24. Bifos Weiterbildung Abschlussarbeit von Monika Eberlein

Der Mensch mit Behinderung, der unter gesetzlicher Betreuung steht unter den Ge-
sichtspunkten der UN-BRK

UN-BRK Artikel 12 (2) ,,...die Vertragsstaaten anerkennen, dass Menschen mit
Behinderungen in allen Lebensbereichen gleichberechtigt mit anderen Rechts-
und Handlungsfahigkeit genieBen.*“ Dieses Bekenntnis wurde von 192 Landern
und Nationen, darunter auch der Bundesrepublik Deutschland 2009 unterzeichnet.
Doch was bedeutet es fur die 1,3 Millionen Menschen in Deutschland, die unter ge-
setzlicher Betreuung stehen? Ist dieser Bereich mit der Reformierung des Betreu-
ungsrechtes ausreichend erfullt? Meine Abschlussarbeit soll dazu dienen, einige die-
ser Fragen und eventuell auch Angste, die vor einem solchen Thema stehen, abzu-
bauen.

Anmerkung:

Fur die Personen, die die Zitierten Paragrafen nachlesen mochten, werden diese am
Ende der Arbeit in der Reihenfolge des Textes aufgefuhrt. Ebenfalls wird ein Link zur
UN-BRK Seite in Deutsch beigeflugt. Die Datei ist als PDF abrufbar.

Einleitung

Eine rechtliche Betreuung ist fur volljahrige Personen gedacht, die Unterstutzung bei
der Wahrnehmung ihrer rechtlichen Angelegenheiten bendtigen.

Das Betreuungsrecht stand schon seit einiger Zeit in der Kritik. Die Richtlinien des
Betreuungsrechts stehen im starken Widerspruch zum Artikel 12 der UN-BRK ,Glei-
che Anerkennung vor dem Recht®. Es wird dort festgehalten, dass der Mensch mit
Behinderung die Anerkennung als eine Rechtsperson hat. Zum 01.01.2023 ist der
rechtliche Betreuer ein Unterstlitzungsorgan, dass bei bestimmten Einschrankungen
mit eingesetzt werden kann. Eine Ausnahme ist, wenn ein Betreuter einen Einwilli-
gungsvorbehalt (EV) in einem oder mehreren Aufgabenkreisen hat. Eine Beschrei-
bung der Aufgabenkreise des Einwilligungsvorbehaltes folgt spater im Text. Ein Bei-
spiel: Nach der neuen Gesetzeslage darf nach Artikel 14 der UN-BRK eine Behinde-
rung nicht automatisch zu einer (Zwangs-)Unterbringung in einer Einrichtung fuhren.
Eine Ausnahme gibt es jedoch, wenn eine Person sich auf Grund einer Krise, in der
Regel psychischer Art, selbst oder andere gefahrdet. Dafir muss jedoch der sozial-
psychiatrische Dienst eingeschaltet werden und ein Richter muss die Unterbringung
fur eine gewisse Zeit befurworten. Dieses wird regelmaldig gepruft und uberwacht.

Eine gute Mdglichkeit ist die Vermittlung zwischen Betreuern und dem Betreuten. Ein
Peer Counselor kann gerade im Vorfeld oft Missverstandnisse vermeiden.

Geschichte der Betreuung

Das System der gesetzlichen Betreuung ist alter als so manch einer denkt. Sie ist
aus der Kinderbetreuung entstanden. Dort hat man festgestellt, dass Kinder, ,mit be-
sonderen Bedarfen®, wie es in der Zeit genannt wurde, erwachsen werden und wei-
tere Hilfen bendtigen. In Europa hat man dieses bereits in den 1770er Jahren er-
kannt und umgesetzt. In den 1830er Jahren kam dieses Denken aus dem franzo-
sischsprechenden Teil Deutschlands in die gesamte Republik. Die Gefahr dabei war
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jedoch, dass ein Mensch, der gesetzlich betreut wurde, vollkommen entmundigt
wurde. In der Zeit des Nazi-Regimes wurde die Einrichtung einer Betreuung als ada-
quates Mittel angesehen, um ungeliebte Menschen, wie Regimegegner loszuwerden.
Gerade der Mensch mit Behinderung wurde auf die Art oft Opfer von Behdrden aber
auch von der eigenen Familie, die sich so das Erbe oder ein Grundstick aneignen
wollten.

Man hat in den 1980er Jahren bemerkt, dass ein Mensch mit Behinderung oft den
Alltag gut bewaltigen kann, nur in einigen Bereichen Unterstutzung bendtigt. So
wurde an einer Gesetzesvorlage gearbeitet, die dem Menschen mit korperlichen,
kognitiven, seelischen oder psychischen Einschrankungen einen gewissen Schutz
und eine Rechtssicherheit einrdumen sollte. Das Gesetz §1896ff des BGB (Burgerli-
ches Gesetzbuch) trat am 01.01.1992 in Kraft und damit gab es eine neue Berufsbe-
zeichnung, die des gesetzlichen Betreuers. Diese Person ist fur gewisse Aufgaben-
kreise einer betreuten Person zustandig. Seit dem 01.01.2023 gilt der §1814ff des
BGB. Diese Neuordnung des Betreuungsrechts ist enger an der UN-Behinderten-
rechtskonvention angelehnt. So erhalt der betreute Mensch mehr Selbstbestimmung
im eigenen Leben und der gesetzliche Betreuer kann, wenn ein enger Austausch
zwischen den Betreuer und den Betreuten stattfindet, eine Arbeitsentlastung erfah-
ren. Auch der Betreute hat eine hdhere Zufriedenheit, da dieser schneller Nachvoll-
ziehen kann, was die Aufgaben des Betreuers sind.

Einrichtung einer gesetzlichen Betreuung

Es gibt einen festen Weg, der beschritten werden muss, um eine gesetzliche Betreu-
ung zu bekommen oder einzurichten. Am Anfang steht immer die Tatsache, dass be-
merkt wird, dass ein Mensch in bestimmten Lebensbereichen nicht allein zurecht-
kommt. Das kann auch von Dritten erkannt werden. Der Betroffene und die Familie
kénnen sich im Vorfeld informieren und beraten lassen. Das erfolgt Gber die Betreu-
ungsbehdrde oder in Einzelfallen Gber Rechtsanwalte, die auch als Betreuer arbei-
ten. Diese Querschnittsaufgabe wird oft auch Uber die Betreuungsvereine einer Stadt
angeboten. In der Beratung wird auch uber die Aufgabenkreise gesprochen. Das
kann von Geld- Uber Behdrdenangelegenheiten, bis hin zu Aufenthaltsbestimmung
und Gesundheitsangelegenheiten alles beinhalten. Ein Gutachter, zum Beispiel ein
Psychiater, wird vom Amtsgericht beauftragt, diese Aufgabenkreise im Sinne der Ein-
schrankung zu Uberprifen und gibt danach eine Einschatzung ab. Das Gericht wird
in der Regel dem Gutachter folgen. In einer abschlieRenden Anhorung im Amtsge-
richt, oder wenn es gesundheitlich nicht geht, auch zu Hause, oder im Krankenhaus,
werden die Aufgabenkreise festgelegt. In Einzelfallen werden Einwilligungsvorbe-
halte kurz EV, eingerichtet. In diesem Fall darf der Betreuer auch ohne Zustimmung
des Betreuten eine Entscheidung treffen. Ansonsten ist der Betreuer verpflichtet, die
Wiunsche der Person anzuhéren und nach Moglichkeit umzusetzen. Eine rechtliche
Betreuung darf nicht unbegrenzt eingerichtet werden. Der Amtsrichter wird eine Neu-
bewertung der Lage zwischen zwei und sieben Jahren ansetzen. Der Betreuer, ob
gesetzlich oder ehrenamtlich, ist in dieser Zeit fur die Belange eines Betreuten zu-
standig. Dabei ist auch eine Gesamtwurdigung der gesundheitlichen Situation zu be-
rucksichtigen. Wenn eine akute Gefahrdung des Betroffenen besteht, kann das Be-
treuungsgericht eine voribergehende Betreuung einrichten, diese ist dann auf 6 Mo-
nate befristet und muss spatestens dann in eine ordentliche Betreuung umgewandelt
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werden. Das kann der Fall sein, wenn ein Mensch nach einem Unfall voribergehend
nicht handlungsfahig ist.

Das gesamte Verfahren ist kostenpflichtig. Man gilt als vermdgend, wenn man Uber
10.000 € besitzt, davor spricht man von Schonvermdgen. Diese Summe wurde mit
der Neugestaltung des Betreuungsrechtes zum 01.01.2023 angehoben. Davor lag
das Schonvermdogen bei 5.000 €. Zum Vermogen wird nicht nur das ersparte Geld
gewertet, sondern auch Wertpapiere, Wohneigentum oder Gemalde. Eine Ausnahme
ist die staatlich geforderte Lebensversicherung oder Sterbeversicherung, diese ist zur
Abdeckung nach dem Tode aber anzuwenden. Wenn man das Schonvermdgen nicht
uberschreitet, werden die Kosten fur den Betreuer vom Staat GUbernommen.

Gesetzliche und ehrenamtliche Betreuung

Um die Betreuung eines Menschen Ubernehmen zu kdnnen, muss man volljahrig und
geschaftsfahig sein. Das bedeutet, auch ein Familienmitglied oder der Ehepartner
kann fur die Belange eines Betroffenen eingesetzt werden. Der grofte Unterschied
liegt allerdings darin, dass der Berufsbetreuer, der vom Gericht eingesetzt wird, eine
grélRere Anzahl von Betreuungsfallen bearbeiten muss. Der Berufsbetreuer kann nur
dann abrechnen, wenn er bei einer zustandigen Behorde oder einem nach § 1908f
BGB anerkannten Betreuungsverein angestellt ist. Der ehrenamtliche Betreuer erhalt
Betreuungen in keinem grof3eren Umfang ubertragen und erhalt keine Vergltung
nach § 1836 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 BGB. ,Der Betreuer darf das Vermégen des Be-
treuten nicht fiir sich verwenden. Dies qilt nicht, wenn die Betreuung ehrenamtlich
gefiihrt wird und zwischen dem Betreuten und dem Betreuer eine Vereinbarung lber
die Verwendung getroffen wurde. Verwendungen nach Satz 2 sind unter Darlequng
der Vereinbarung dem Betreuungsgericht anzuzeigen.*

Aufgabenkreise

Folgende Entscheidungen darf der Betreuer nur treffen, wenn sie als Aufgabenbe-
reich vom Betreuungsgericht ausdricklich angeordnet worden sind:

Sorge fiir die Gesundheit, Aufenthaltsbestimmung, Vermégenssorge, Woh-
nungsangelegenheiten, Entgegennahme, Offnen und Halten von Post, Rechts-,
Antrags- und Behordenangelegenheiten, Organisation ambulanter Hilfen sowie
die Wahrnehmung der Rechte des Betroffenen gegeniiber der Bevollmachtig-
ten.

Die Entscheidungsbefugnis der Betreuer: innen kann bei den vorgenannten Malinah-
men also nicht in einen anders lautenden Aufgabenbereich ,hineingelesen® werden.
Ein Beispiel: Der Aufgabenbereich ,Aufenthaltsbestimmung” beinhaltet zwar den all-
gemeinen Wohnbereich, wie die Wohnung, er darf allerdings nicht auf eine Zwangs-
unterbringung wie psychiatrische Klinik ausgeweitet werden. Das sind Zwangsmalf3-
nahmen, die nach § 1906a BGB und ab 01.01.2023 § 1832 (neu-) BGB, grundsatz-
lich immer eine gerichtliche Anordnung erfordern. Daher sind diese nicht im Malinah-
menkatalog des § 1815 Abs. 2 (neu-) BGB aufgenommen worden.

Einwilligungsvorbehalt kurz EV
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Das Betreuungsgericht kann, wenn eine Gefahrdung einer Person oder den Schutz
des Vermdgens besteht, die Willenserklarung des Betroffenen in einem Bereich ein-
schranken. Dieses ist stets zum Wohle des Betreuten zu bewerten und wird immer
wieder Uberpruft, ob der Einwilligungsvorbehalt noch aufrechterhalten werden muss.
Der gesetzliche Betreuer ubernimmt in dieser Zeit die Vorsorge im vollen Umfang
und die betroffene Person ist in diesem Bereich nicht geschaftsfahig.

Die Einwilligungseinschrankung erstreckt sich nicht auf:

auf Willenserklérungen, die auf Eingehung einer Ehe gerichtet sind,

auf Verfligungen von Todes wegen,

auf die Anfechtung eines Erbvertrags,

auf die Aufhebung eines Erbvertrags durch Vertrag und

auf Willenserkldrungen, zu denen ein beschrénkt Geschéftsféhiger nach den
Vorschriften des BGB nicht der Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters
bedarf.

6. In Ausnahmeféllen kann eine solche Einschréankung auch auf Minderjéhrige
ausgeweitet werden, wenn das 17. Lebensjahr vollendet ist, und wenn eine
Betreuung mit der Volljdhrigkeit zu erwarten ist. Diese Einrichtung ist jedoch
erst ab dem 18. Lebensjahr (Volljéhrigkeit) wirksam.

GORONA

Fazit zur Rechtslage als Betreuter

Ein Betreuter hatte bisher kaum oder kein Mitspracherecht bei der Einrichtung einer
Betreuung, der Aufgabenkreise oder sogar auf den Betreuer. Er konnte vorher ledig-
lich Winsche auldern, die aber nicht unbedingt angenommen werden mussten. Ein
Bericht von zum Beispiel dem Gesundheitsamt, den Psychosozialen Dienst oder ei-
ner ahnlich gelagerten Institution wurde héher bewertet als der Wunsch des Betroffe-
nen. Dieses ist seit 2023 anders. Nach §1816 BGB hat der Betroffene aktives Mit-
spracherecht bei der Wahl des Betreuers und kann diesen sogar ablehnen. Der Be-
treuer ist im Gegenzug nach §1821 BGB dazu angehalten auf die Wunsche des Kili-
enten einzugehen. Er kann zwar eine Empfehlung abgeben, aber wenn der Betreute
diese nicht annimmt, kann der Betreuer dieses zwar im Jahresbericht, der an die Be-
treuungsbehorde geht, angeben, muss dem Wunsch allerdings respektieren. Das
nennt man Wahlrecht.

UN-BRK: Wie kann die Peer Beratung in solchen Fallen unterstiitzen?

Mit der Unterzeichnung der UN-BRK im Jahre 2009 durch die Bundesrepublik
Deutschland sind die Rechte von Menschen mit Behinderungen gestarkt worden.
Denn dadurch ist diese in Deutschland gultiges Recht geworden und hat den Rang
eines Bundesgesetzes erlangt. In Artikel 26 zu "Habilitation und Rehabilitation” wird
dabei Bezug auf die Unterstutzung durch Betroffene genommen: Hier ist im engli-
schen Original die Rede von “peer support”. Sowohl die Bundesregierung als auch
viele Bundeslander und Kommunen haben seither Aktionsplane oder Teilhabeplane
zur Umsetzung der UN-BRK vor Ort entwickelt und haben mit der Umsetzung begon-
nen.

Peer-Support oder auch Peer-Unterstitzung
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Es gibt einige Methoden, um Menschen mit Behinderungen im Sinne des Empower-
ments und der Emanzipation zu starken. Ziel ist es dabei, die Personlichkeit und die
Individualitat zu fordern und zu starken. Der Ansatz besteht darin, dass viele Men-
schen mit Behinderung ahnliche Erfahrungen mit Barrieren oder Diskriminierung im
Alltag erlebt haben. Durch diese Erfahrung wird der Berater zu einem Peer, also ein
Betroffener in einer ahnlichen Situation. Der Peer Ansatz, oder Support wird in den
Artikeln 24 und 26 der UN-BRK ausdrucklich gewunscht und sogar gefordert. Dieser
Teil der Beratung muss von allen Berater: innen umgesetzt werden. Das gilt fur
haupt- und flr nebenberufliche Berater: innen. Das Peer Counseling ist die professio-
nelle Beratungsform Das macht einen Menschen mit Behinderung zum Experten in
eigener Sache. Eigene Ressourcen und Fahigkeiten werden durch den Peer Berater
genutzt und dem Ratsuchenden unterstitzend zur Verfigung gestellt.

Der Mensch unter gesetzlicher Betreuung

1,3 Millionen Menschen werden derzeit in Deutschland gesetzlich betreut (Stand Ja-
nuar 2023). Das bedeutet, dass abgerundet jeder sechzigste Mensch in Deutschland
in mindestens einem Bereich des Lebens Hilfe und Unterstitzung bendtigt. Die
Frage, die sich daraus ergibt, ist, wie kann eine Peer Beratung nach der UN-BRK un-
terstltzen und den Ratsuchenden empowern und die Unterstitzung zukommen las-
sen, die bendtigt wird?

Alle Berater: innen sollten, sobald bekannt ist, dass eine gesetzliche Betreuung be-
steht, noch aufmerksamer zuhoren und die Winsche der betroffenen Person beach-
ten. Wichtig ist immer zu Wissen, in welchen Bereichen der Ratsuchende betreut
wird. Der Ratsuchende kann da, vielleicht nicht selbst entscheiden. Der Kontakt
muss daher zum Betreuer gesucht werden. Dieser Schritt muss in diesem Fall gut mit
dem Ratsuchenden erarbeitet. Der Betroffene und der Peer sollten sich gemeinsam
auf ein Gesprach zu dritt vorbereiten.

Fazit

Durch meine eigene Behinderung habe ich eines klar und deutlich gelernt, manches
Mal muss ein anderer Weg gefunden werden, um ein Ziel zu erreichen. Es gibt an
der Wegstrecke auch mal Ruckschlage, wie in jedem anderen Leben auch. Das
macht den Menschen mit Behinderung aber nicht besser oder leidensfahiger als an-
dere Menschen. Es macht ihn zu dem, was er ist, ein Teil der Gesellschaft. Diese
Philosophie wende ich bei allen Beratungen an. Ich nehme den Anfang jede Bera-
tung so war, als ware sie ein weiles Blatt Papier was geflillt werden muss, oder, um
es in der Beratungsanalyse zu sagen, ,das Johari-Fenster. Am Anfang weil} man
nichts, oder nicht so viel von dem Ratsuchenden. Dieser entscheidet dann, nach der
Frage, ,Worluber mdchten Sie Heute reden...?* wie die Beratung verlauft. Wir kdnnen
zwar, fur eine Folgesitzung etwas planen, aber es kann sein, dass man die Meilen-
steine zu weit auseinandergesetzt hat. Der Ratsuchende findet heraus, dass es nicht
passt, dann muss man die Meilensteine, oder Arbeitsziele verschieben, und noch
kleinteiliger definieren. Gerade bei Menschen, die mit einer psychischen oder kogniti-
ven Einschrankung in die Beratung kommen kann, sowas passieren. Gerade diese
Menschen werden oft gesetzlich betreut. Wenn man sich allerdings auf diesen Men-
schen einlasst, kann durch ein Perspektivwechsel die Peer Ebene ein Vorteil darstel-
len. Gerade bei einer sichtbaren Behinderung wie meiner. Dabei ist es nicht wichtig,
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welche Behinderung der Ratsuchende hat. Die Menschen trauen mir schneller. Es
wird mir eher zugetraut, dass ich deren Geschichte und anliegen nachvollziehen
kann.

Ich habe in der Weiterbildung viele Techniken und Methoden erlernt, die in der Bera-
tung hilfreich sind. Einiges habe ich instinktiv angewendet, ohne zu bemerken, dass
es eine Beratungsmethode ist. Es fuhlte sich nur richtig an, inzwischen nutze ich sie
bewusst und mache die Beratungen so bewusster als Peer. In einer Beratung, ge-
rade mit einem Ratsuchenden, der unter Betreuung steht, sollte die Beratung offen
gestaltet werden. Menschen, die unter Betreuung stehen haben oft eine lange Reise
hinter sich, wo viele immer alles besser wissen, dass macht diese Menschen oft
misstrauischer, sie spiegeln und projizieren ihre schlechten Erfahrung auf das Erst-
gesprach. Es muss dem Peer schnellstmdglich gelingen, diese groRten Angste be-
reits am Anfang abzubauen. Erst danach kann man mit dieser Person effektiv arbei-
ten und sie supporten.

Die Umsetzung der UN-BRK ist auf dem richtigen Weg, allerdings geht diese nicht
schnellgenug voran. Wenn man die statistische Umsetzung betrachtet, ist die in
Deutschland sehr mittelmaliig, sogar teilweise statisch. Andere Lander und Nationen
sind schneller und besser in der Umsetzung. Der behinderte Mensch, egal ob mit o-
der ohne gesetzliche Betreuung muss durch Rechtssicherheit, die aus der UN-BRK
resultiert geschutzt, und somit wahrgenommen werden. Die Forderung kann also nur
lauten, dass ahnlich wie es das Deutsche Institut fur Menschenrechte Bund, Lander
und Kommunen in Genf im September 2023 formuliert hat, ,,...die UN-BRK muss in
Deutschland schneller und ztigiger umgesetzt werden*. Oft werden Umsetzungen in
kleinteiligen Gesetzesentwurfen blockiert und ausgebremst. Deutschland muss auf
politischer Ebene, die Rechte der Menschen mit Behinderung anerkennen und um-
setzten, so wies es auch im Grundgesetz steht: Artikel 3 (3) Niemand darf wegen
seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, sei-
ner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiosen oder politischen
Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen sei-
ner Behinderung benachteiligt werden.

Gesetzestexte
UN-BRK

https://lwww.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redak-
tion/PDF/DB Menschenrechtsschutz/CRPD/CRPD Konvention und Fakultativ-
protokoll.pdf

Burgerliches Gesetzbuch (BGB)

Die in den §§ 1896 ff. BGB geregelte rechtliche Betreuung hat die fruher geltende
Entmundigung ersetzt. Dies hat zur Folge, dass derjenige, der betreut wird, mit Aus-
nahme des Einwilligungsvorbehalts des Betreuers aus § 1903 BGB, geschaftsfahig
bleibt.

§ 1814 Voraussetzungen
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(1) Kann ein Volljahriger seine Angelegenheiten ganz oder teilweise rechtlich nicht
besorgen und beruht dies auf einer Krankheit oder Behinderung, so bestellt das Be-
treuungsgericht fur ihn einen rechtlichen Betreuer (Betreuer).

(2) Gegen den freien Willen des Volljahrigen darf ein Betreuer nicht bestellt werden.
(3) Ein Betreuer darf nur bestellt werden, wenn dies erforderlich ist. Die Bestellung
eines Betreuers ist insbesondere nicht erforderlich, soweit die Angelegenheiten des
Volljahrigen
1.
durch einen Bevollmachtigten, der nicht zu den in § 1816 Absatz 6 bezeichne-
ten Personen gehort, gleichermallen besorgt werden konnen oder

durch andere Hilfen, bei denen kein gesetzlicher Vertreter bestellt wird, erle-
digt werden kénnen, insbesondere durch solche Unterstitzung, die auf sozia-
len Rechten oder anderen Vorschriften beruht.
(4) Die Bestellung eines Betreuers erfolgt auf Antrag des Volljahrigen oder von Amts
wegen. Soweit der Volljahrige seine Angelegenheiten lediglich aufgrund einer korper-
lichen Krankheit oder Behinderung nicht besorgen kann, darf ein Betreuer nur auf
Antrag des Volljahrigen bestellt werden, es sei denn, dass dieser seinen Willen nicht
kundtun kann.
(5) Ein Betreuer kann auch fur einen Minderjahrigen, der das 17. Lebensjahr vollen-
det hat, bestellt werden, wenn anzunehmen ist, dass die Bestellung eines Betreuers
bei Eintritt der Volljahrigkeit erforderlich sein wird. Die Bestellung des Betreuers wird
erst mit dem Eintritt der Volljahrigkeit wirksam.

§ 1908f Genehmigung des Betreuungsgerichts bei der Ausstattung

Der Betreuer kann eine Ausstattung aus dem Vermdgen des Betreuten nur mit Ge-
nehmigung des Betreuungsgerichts versprechen oder gewahren.

§ 1836 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Trennungsgebot; Verwendung des Vermogens fur
den Betreuer

(1) 1Der Betreuer hat das Vermdgen des Betreuten getrennt von seinem eigenen
Vermogen zu halten. 2Dies gilt nicht fur das bei Bestellung des Betreuers beste-
hende und das wahrend der Betreuung hinzukommende gemeinschaftliche Vermo-
gen des Betreuers und des Betreuten, wenn das Betreuungsgericht nichts anderes
anordnet.

(2) 1Der Betreuer darf das Vermogen des Betreuten nicht fur sich verwenden. 2Dies
gilt nicht, wenn die Betreuung ehrenamtlich gefihrt wird und zwischen dem Betreuten
und dem Betreuer eine Vereinbarung Uber die Verwendung getroffen wurde. 3Ver-
wendungen nach Satz 2 sind unter Darlegung der Vereinbarung dem Betreuungsge-
richt anzuzeigen.

(3) Absatz 2 Satz 1 gilt nicht fir Haushaltsgegenstande und das Verfugungsgeld im
Sinne des § 1839, wenn der Betreuer mit dem Betreuten einen gemeinsamen Haus-
halt fGhrt oder gefuhrt hat und die Verwendung dem Wunsch oder mutmalilichen Wil-
len des Betreuten entspricht.

S.7


https://dejure.org/gesetze/BGB/1839.html

24. Bifos Weiterbildung Abschlussarbeit von Monika Eberlein

§ 1832 (neue Fassung) Arztliche ZwangsmaRnahmen

(1) 1Widerspricht eine Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung
oder ein arztlicher Eingriff dem naturlichen Willen des Betreuten (arztliche Zwangs-
malinahme), so kann der Betreuer in die arztliche Zwangsmaflinahme nur einwilligen,
wenn

die arztliche Zwangsmaflinahme notwendig ist, um einen drohenden erhebli-
" chen gesundheitlichen Schaden vom Betreuten abzuwenden,

der Betreute aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder
2. seelischen Behinderung die Notwendigkeit der arztlichen Ma3nahme nicht er-
kennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann,

die arztliche Zwangsmaflinahme dem nach § 1827 zu beachtenden Willen des
" Betreuten entspricht,

zuvor ernsthaft, mit dem noétigen Zeitaufwand und ohne Ausibung unzulassigen
4. Drucks versucht wurde, den Betreuten von der Notwendigkeit der arztlichen
MalRnahme zu Uberzeugen,

der drohende erhebliche gesundheitliche Schaden durch keine andere den Be-
" treuten weniger belastende Mallnahme abgewendet werden kann,

der zu erwartende Nutzen der arztlichen Zwangsmaflnahme die zu erwartenden
" Beeintrachtigungen deutlich Uberwiegt und

die arztliche Zwangsmalnahme im Rahmen eines stationaren Aufenthalts in ei-
nem Krankenhaus, in dem die gebotene medizinische Versorgung des Betreu-

" ten einschlief3lich einer erforderlichen Nachbehandlung sichergestellt ist, durch-
gefuhrt wird.

2§ 1867 ist nur anwendbar, wenn der Betreuer an der Erflllung seiner Pflichten ver-
hindert ist.

(2) Die Einwilligung in die arztliche Zwangsmalnahme bedarf der Genehmigung des
Betreuungsgerichts.

(3) 1Der Betreuer hat die Einwilligung in die arztliche ZwangsmalRnahme zu widerru-
fen, wenn ihre Voraussetzungen weggefallen sind. 2Er hat den Widerruf dem Betreu-
ungsgericht unverzlglich anzuzeigen.

(4) Kommt eine arztliche Zwangsmaflnahme in Betracht, so gilt flr die Verbringung
des Betreuten gegen seinen naturlichen Willen zu einem stationaren Aufenthalt in ein
Krankenhaus § 1831 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 und 3 Satz 1 entsprechend.

§ 1815 Abs. 2 (neue Fassung) Umfang der Betreuung

(2) Folgende Entscheidungen darf der Betreuer nur treffen, wenn sie als Aufgaben-
bereich vom Betreuungsgericht ausdrucklich angeordnet worden sind:

eine mit Freiheitsentziehung verbundene Unterbringung des Betreuten nach §
"1831 Absatz 1,

eine freiheitsentziehende Malktnahme im Sinne des § 1831 Absatz 4, unabhan-
" gig davon, wo der Betreute sich aufhalt,

1
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3. die Bestimmung des gewohnlichen Aufenthalts des Betreuten im Ausland,
4. die Bestimmung des Umgangs des Betreuten,

die Entscheidung Uber die Telekommunikation des Betreuten einschliel3lich sei-
" ner elektronischen Kommunikation,

die Entscheidung uber die Entgegennahme, das Offnen und das Anhalten der
6. Post des Betreuten.

§1816 (neue Fassung) Eignung und Auswahl des Betreuers; Beriuicksichtigung
der Wiinsche des Volljahrigen

(1) Das Betreuungsgericht bestellt einen Betreuer, der geeignet ist, in dem gerichtlich
angeordneten Aufgabenkreis die Angelegenheiten des Betreuten nach Mal3gabe des
§ 1821 rechtlich zu besorgen und insbesondere in dem hierfur erforderlichen Umfang
personlichen Kontakt mit dem Betreuten zu halten.

(2) 1Wunscht der Volljahrige eine Person als Betreuer, so ist diesem Wunsch zu ent-
sprechen, es sei denn, die gewunschte Person ist zur Fihrung der Betreuung nach
Absatz 1 nicht geeignet. 2Lehnt der Volljahrige eine bestimmte Person als Betreuer
ab, so ist diesem Wunsch zu entsprechen, es sei denn, die Ablehnung bezieht sich
nicht auf die Person des Betreuers, sondern auf die Bestellung eines Betreuers als
solche. 3Die Satze 1 und 2 gelten auch fur Winsche, die der Volljahrige vor Einlei-
tung des Betreuungsverfahrens geaulert hat, es sei denn, dass er an diesen erkenn-
bar nicht festhalten will. 4Wer von der Einleitung eines Verfahrens tuber die Bestel-
lung eines Betreuers flr einen Volljahrigen Kenntnis erlangt und ein Dokument be-
sitzt, in dem der Volljahrige fur den Fall, dass fur ihn ein Betreuer bestellt werden
muss, Wunsche zur Auswahl des Betreuers oder zur Wahrnehmung der Betreuung
geaullert hat (Betreuungsverfugung), hat die Betreuungsverfugung dem Betreuungs-
gericht zu Ubermitteln.

(3) Schlagt der Volljahrige niemanden vor, der zum Betreuer bestellt werden kann o-
der ist die gewunschte Person nicht geeignet, so sind bei der Auswahl des Betreuers
die familiaren Beziehungen des Volljahrigen, insbesondere zum Ehegatten, zu Eltern
und zu Kindern, seine personlichen Bindungen sowie die Gefahr von Interessenkon-
flikten zu bertcksichtigen.

(4) Eine Person, die keine familiare Beziehung oder personliche Bindung zu dem
Volljahrigen hat, soll nur dann zum ehrenamtlichen Betreuer bestellt werden, wenn
sie mit einem nach § 14 des Betreuungsorganisationsgesetzes anerkannten Betreu-
ungsverein oder mit der zustandigen Behdrde eine Vereinbarung Uber eine Beglei-
tung und Unterstitzung gemalf} § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 oder § 5 Absatz 2
Satz 3 des Betreuungsorganisationsgesetzes geschlossen hat.

(5) 1Ein beruflicher Betreuer nach § 19 Absatz 2 des Betreuungsorganisationsgeset-
zes soll nur dann zum Betreuer bestellt werden, wenn keine geeignete Person fur die
ehrenamtliche Flhrung der Betreuung zur Verfugung steht. 2Bei der Entscheidung,
ob ein bestimmter beruflicher Betreuer bestellt wird, sind die Anzahl und der Umfang
der bereits von diesem zu fihrenden Betreuungen zu berlcksichtigen.

(6) 1Eine Person, die zu einem Trager von Einrichtungen oder Diensten, der in der
Versorgung des Volljahrigen tatig ist, in einem Abhangigkeitsverhaltnis oder in einer
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anderen engen Beziehung steht, darf nicht zum Betreuer bestellt werden. 2Dies gilt
nicht, wenn im Einzelfall die konkrete Gefahr einer Interessenkollision nicht besteht.

§1821 (neue Fassung) Pflichten des Betreuers; Wiinsche des Betreuten

(1) 1Der Betreuer nimmt alle Tatigkeiten vor, die erforderlich sind, um die Angelegen-
heiten des Betreuten rechtlich zu besorgen. 2Er unterstutzt den Betreuten dabei,
seine Angelegenheiten rechtlich selbst zu besorgen, und macht von seiner Vertre-
tungsmacht nach § 1823 nur Gebrauch, soweit dies erforderlich ist.

(2) 1Der Betreuer hat die Angelegenheiten des Betreuten so zu besorgen, dass die-
ser im Rahmen seiner Moglichkeiten sein Leben nach seinen Winschen gestalten
kann. 2Hierzu hat der Betreuer die Winsche des Betreuten festzustellen. 3Diesen
hat der Betreuer vorbehaltlich des Absatzes 3 zu entsprechen und den Betreuten bei
deren Umsetzung rechtlich zu unterstitzen. 4Dies gilt auch fur die Winsche, die der
Betreute vor der Bestellung des Betreuers geaul3ert hat, es sei denn, dass er an die-
sen Winschen erkennbar nicht festhalten will.

(3) Den Winschen des Betreuten hat der Betreuer nicht zu entsprechen, soweit

die Person des Betreuten oder dessen Vermogen hierdurch erheblich gefahrdet
1. wurde und der Betreute diese Gefahr aufgrund seiner Krankheit oder Behinde-
rung nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann oder

2. dies dem Betreuer nicht zuzumuten ist.

(4) 1Kann der Betreuer die Wunsche des Betreuten nicht feststellen oder darf er
ihnen nach Absatz 3 Nummer 1 nicht entsprechen, hat er den mutmaflichen Willen
des Betreuten aufgrund konkreter Anhaltspunkte zu ermitteln und ihm Geltung zu
verschaffen. 2Zu beriicksichtigen sind insbesondere friihere AuRerungen, ethische
oder religiése Uberzeugungen und sonstige persénliche Wertvorstellungen des Be-
treuten. 3Bei der Feststellung des mutmalilichen Willens soll nahen Angehérigen und
sonstigen Vertrauenspersonen des Betreuten Gelegenheit zur AuRerung gegeben
werden.

(5) Der Betreuer hat den erforderlichen personlichen Kontakt mit dem Betreuten zu
halten, sich regelmaRig einen personlichen Eindruck von ihm zu verschaffen und
dessen Angelegenheiten mit ihm zu besprechen.

(6) Der Betreuer hat innerhalb seines Aufgabenkreises dazu beizutragen, dass Mog-
lichkeiten genutzt werden, die Fahigkeit des Betreuten, seine eigenen Angelegenhei-
ten zu besorgen, wiederherzustellen oder zu verbessern.
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	§ 1814 Voraussetzungen
	(1) Kann ein Volljähriger seine Angelegenheiten ganz oder teilweise rechtlich nicht besorgen und beruht dies auf einer Krankheit oder Behinderung, so bestellt das Betreuungsgericht für ihn einen rechtlichen Betreuer (Betreuer).

